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Diese Broschüre „Kommunen im Dialog I: Wie Beteiligung in Planungsprozessen gelingen kann.“
ist als inspirierende Arbeitshilfe für Sozialplaner*innen gedacht. Mithilfe von Praxisbeispielen
aus den Thüringer Gebietskörperschaften wird aufgezeigt, wie die Beteiligung verschiedener
Zielgruppen oder Adressat*innen im Planungsprozess gelingen kann und welche Ableitungen für
künftige Beteiligungsprozesse getroffen werden können. 

Die Beispiele sind von Landkreisen und kreisfreien Städten, die sich an der vom Freistaat
Thüringen mit ESF-Plus-Mitteln geförderten Sozialstrategierichtlinie (Thüringer Ministerium für
Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie (TMASGFF) 2022) beteiligen und stellen eine
Auswahl dar. Die kommunalen Beteiligungsbeispiele sind methodisch breit gefächert und
reichen von der Befragung bis zur Beteiligung im Netzwerk und richten sich an ganz
unterschiedliche Adressat*innen: Menschen mit Migrationsgeschichte, Menschen mit
Beeinträchtigungen oder Senior*innen, aber auch an die Stadtbevölkerung. 

An dieser Stelle ein besonderer Dank an die beteiligten Sozialplaner*innen für die
Beteiligungsbeispiele aus ihrer Praxis. Zur Erweiterung des Methodenkoffers werden die
kommunalen Beispiele stellenweise mit weiteren Beteiligungsmethoden ergänzt. Für
weiterführende Informationen zu formalisierten Verfahren der Bürgerbeteiligung sei an dieser
Stelle auf die Handreichung von Mehr Demokratie e.V. „Bürgerbeteiligung und Bürgerbegehren
in Thüringer Kommunen“ (2024) verwiesen.

Unter Adressatenbeteiligung versteht man die Einbindung von Menschen in partizipative
Entscheidungsprozesse zur Entwicklung von direkten oder indirekten (sozialpolitischen)
Maßnahmen. Sie ermöglicht es dem Einzelnen, sich aktiv an Entscheidungsprozessen zu
beteiligen, Meinungen, Ideen und Bedürfnisse zu äußern und sich in verschiedenen Bereichen
der Gesellschaft zu engagieren. Dadurch wird nicht nur das Zugehörigkeitsgefühl gestärkt,
sondern auch die Vielfalt der Perspektiven gefördert, was zu einer integrativen und gerechten
Gesellschaft beiträgt. 

Die Forderung nach Adressatenbeteiligung findet sich in der Gesetzgebung auf internationaler
Ebene, auf Bundes- und Landesebene sowie in vielen weiteren für die Kommunen relevanten
Bereichen wieder. Einige Beispiele hierfür sind nachfolgend aufgelistet:

1 Einleitung
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Artikel 3 der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) regelt, dass Menschen mit
Behinderungen in alle Prozesse zur Ausgestaltung von Vorkehrungen und Maßnahmen
einzubeziehen sind, die dem Abbau von Barrieren und der Verbesserung ihrer Teilhabe
dienen.
Artikel 36 des Sozialgesetzbuchs (SGB) VIII regelt die Beteiligung der Adressat*innen in
der gemeinsamen Hilfeplanung.
In Artikel 3 des Baugesetzbuchs (BauGB) wird die Beteiligung der Öffentlichkeit gefordert.
Dabei wird explizit darauf hingewiesen, dass auch Kinder und Jugendliche zur
Öffentlichkeit zählen und dementsprechend zu beteiligen sind.
Das Kinder- und Jugendstärkungsgesetz (KJSG) zielt auf die Beteiligung von Kindern,
Jugendlichen und ihren Eltern in der Kinder- und Jugendhilfe.
Artikel 105a der Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) regelt, dass die Landkreise bei
Planungen und Vorhaben, welche die Interessen von Kindern und Jugendlichen berühren,
diese in angemessener Weise und mit geeigneten Verfahren beteiligen müssen. 
Artikel 1 des Thüringer Gesetzes zur Stärkung der Mitwirkungs- und Beteiligungsrechte
von Senioren (ThürSenMitwBetG) benennt die Stärkung der Interessenvertretung und der
gesellschaftlichen Teilhabe sowie der aktiven Beteiligung von Senioren als Ziel.
Der Fördergegenstand 2.1 der Thüringer ESF-Plus Sozialstrategierichtlinie fordert im Sinne
der Prozessqualität Aussagen zur dauerhaften Beteiligung zivilgesellschaftlicher
Akteur*innen und Adressat*innen der Fachplanung wie zum Beispiel Kinder und
Jugendliche, Senioren, Menschen mit Migrationsgeschichte. 
Nummer 1.5.4 der Richtlinie des Landesprogramms Solidarisches Zusammenleben der
Generationen (LSZ) fordert die Thüringer Gebietskörperschaften bei der fachspezifischen,
integrierten Planung zur Nutzung von Verfahren der Bürgerbeteiligung auf.

IKPE | Institut für kommunale Planung und Entwicklung e.V. 5

Im Rahmen der integrierten Sozialplanung der Sozialstrategierichtlinie, des Landesprogamms
Thüringer Präventionsketten und des Landesprogramms Solidarisches Zusammenleben der
Generationen (LSZ) folgt die Planung dem Grundsatz, nicht nur für, sondern mit den Menschen
zu planen, um in einem gemeinsamen Prozess bedarfsgerechte Angebotsstrukturen
herauszuarbeiten und anschließend bereitzustellen. Die Menschen werden als Expert*innen
ihres Sozialraums beziehungsweise ihrer Lebenswelt ernst genommen und ihr Wissen wird mit
dem Planungswissen der Verwaltung, zum Beispiel dem Wissen über soziale (Infra-)Strukturen
und Sozialraumdaten, aber auch mit dem Anwendungs- und Handlungswissen der lokalen
Akteur*innen vor Ort ergebnisorientiert verknüpft (vgl. Döbel / Huber 2023). 
Die Auseinandersetzung mit Theorie, Methodik und auch der Praxis zeigt deutlich, dass es nicht
„den einen“ Weg zur Beteiligung gibt, sondern dass je nach Zielsetzung,
Beteiligungsgegenstand und Zielgruppe verschiedene Ansätze möglich sowie zielführend sein
können. 
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2.1

Bürgerbeteiligung gewinnt immer stärker an gesellschaftlicher Relevanz. Auch abseits
etablierter politischer Prozesse oder der gesetzlichen Regelungen (siehe Einleitung), welche
explizit dazu auffordern Personengruppen sowie deren Interessensvertreter*innen zu beteiligen,
sind die Bürger*innen selbst zunehmend daran interessiert, sich in die Gestaltung und
Entwicklung ihres Wohn- und Lebensumfeldes einzubringen (vgl. Huber 2022). Sie fordern mehr
aktive Integration in Planungs- und Entscheidungsprozesse ein und diesem Wunsch gilt es mit
verschiedenen Partizipationsangeboten zu begegnen, denn eine zukunftsorientierte Planung
profitiert von einer bedarfsorientierten Einbindung der Öffentlichkeit, von bürgerschaftlichem
Engagement und innovativen Netzwerken. Im Rahmen von Beteiligungsprozessen haben die
Teilnehmenden die Möglichkeit, ihre eigenen Erfahrungen, Bedarfe und Interessen in einen
gemeinsamen Planungs- oder Arbeitsprozess einzubringen. Die Beteiligten übernehmen eine
Teilverantwortung für den Erfolg der Planung und können sich so besser mit den getroffenen
Entscheidungen identifizieren, was sich wiederum positiv auf die Akzeptanz der
Planungsergebnisse auswirkt. 

Bausteine der Adressatenbeteiligung 
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Für einen erfolgreichen Beteiligungsprozess ist es wichtig, die für die Planung relevanten
Akteur*innen frühzeitig zu identifizieren und in den Prozess einzubeziehen. Die Wahl der zu
beteiligenden Akteur*innen kann je nach Beteiligungsform in Umfang und Zusammensetzung
variieren. Insbesondere Vertreter*innen des Stadtrates, als politische Akteur*innen auf der
Beschlussebene, gilt es gezielt zu den Beteiligungsveranstaltungen einzuladen sowie zu
integrieren. Da der Stadtrat als zentrales, lokalpolitisches Gremium aus gewählten
Vertreter*innen der Stadtgesellschaft besteht, ist eine enge Zusammenarbeit und Einbindung in
die Entscheidungs- und Planungsprozesse für den Erfolg eines Vorhabens entscheidend (vgl.
Schubert / Klein 2020).

Um ein grundlegendes sowie gemeinsames Verständnis von Beteiligung im Rahmen dieser
Handreichung gewährleisten zu können, wird der Begriff nachfolgend näher beleuchtet.
Partizipation wird oft synonym für den Terminus Beteiligung verwendet und dessen lateinische
Wortherkunft „particeps“ kann als „teilnehmend“ übersetzt werden. „Partizipation bedeutet,
an Entscheidungen mitzuwirken und damit Einfluss auf das Ergebnis nehmen zu können. Sie
basiert auf klaren Vereinbarungen, die regeln, wie eine Entscheidung gefällt wird und wie weit
das Recht auf Mitbestimmung reicht“ (Straßburger / Rieger 2019). Die Intensität und Form des
gewählten Beteiligungsformates hängen maßgeblich von den gesetzten Zielstellungen innerhalb
der jeweiligen Einzelvorhaben ab (vgl. Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung o. J.). Welche Unterscheidungen diesbezüglich möglich sind, wird nachfolgend
erläutert. Beteiligung beruht auf der freiwilligen Teilnahme der Adressat*innen. Ausgehend
davon gilt es, diese durch Politik und Verwaltung mittels eines breiten Angebotes an
Beteiligungsmöglichkeiten zu fördern. Voraussetzung hierfür ist, dass die Bereitschaft für einen
offenen Austausch- und Mitwirkungsprozess sowohl auf Seiten der Verwaltung als auch auf
Seiten der Adressat*innen besteht (vgl. Walz et al. 2012).

Beteiligung wird grundlegend in verschiedene Intensitätsstufen unterteilt. Je nach Perspektive
der/des jeweiligen Wissenschaftler*in wird eine Ausdifferenzierung in unterschiedlich viele
Beteiligungsstufen vorgenommen. Die wohl bekannteste ist die Arnstein’sche Leiter, entwickelt
von Sherry Arnstein im Jahr 1969, sie identifiziert beispielsweise acht verschiedene
Beteiligungsstufen. Die Stufen 1 bis 2 gelten als „Nichtbeteiligung“, die Stufe 3 bis 5 werden als
„Scheinbeteiligung“ und die Stufen 6 bis 8 als „echte Beteiligung“ bezeichnet. 
Bei echter politischer Beteiligung werden Entscheidungen durch die Bürger*innen getroffen und
sind rechtlich normiert, wie beispielsweise Wahlen und Abstimmungen. Seit 1969 wurde die
Arnstein’sche Leiter kontinuierlich modifiziert, für die Beteiligung auf kommunaler Ebene
angepasst und zur Beteiligungspyramide erweitert (vgl. Straßburger / Rieger 2019).
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Die Stufen der Beteiligung

Beteiligungsstufe 1: Die Information
Die Beteiligten werden über den aktuellen Stand der Planung, bereits getroffene
Entscheidungen und das weitere Vorgehen informiert. Bei Beteiligungsformaten dieser Stufe
besteht keine Möglichkeit, auf den Inhalt der Planung Einfluss zu nehmen. Information ist
jedoch die Voraussetzung für weitere Beteiligungsformate und die Diskussion. Ausgehend
davon eignen sich Beteiligungsformate dieser Intensitätsstufe gut als ergänzende
Maßnahmen, um eine breite Bevölkerungsgruppe an den aktuellen Stand der Planung und
Durchführung von Vorhaben anzubinden und somit die notwendige Transparenz im
Planungsprozess zu gewährleisten.
Formate dieser Beteiligungsstufe sind beispielsweise: Aushänge, Pressemitteilungen,
Newsletter, Internetauftritte sowie Ortsbegehungen zur Präsentation des aktuellen
Arbeitsstandes. Auch Sonderveranstaltungen wie Bürgerkonferenzen sowie Ausstellungen
oder ein „Tag der offenen Tür“ können zum Zweck der Information der Öffentlichkeit
veranstaltet werden.

Beteiligungsstufe 2: Die Konsultation
Konsultation ist eine sogenannte Zweiweg-Kommunikation. Hierbei bekommen die
Beteiligten die Möglichkeit, zum Arbeitsstand einer Planung Stellung zu nehmen. Im Rahmen
des direkten Dialogs zwischen Planer*innen und Adressat*innen einer Maßnahme, seien es
die Bewohner*innen eines Stadtviertels oder eine bestimmte Personengruppe, entsteht ein
Austausch an Meinungen und Ideen. Anregungen und Kritik können abgefragt und im
weiteren Planungsverlauf berücksichtigt werden. Bei der Beteiligungsstufe Konsultation sind
die beteiligten Akteur*innen nicht aktiv an der eigentlichen Planung beteiligt.
Zu den konsultativen Beteiligungsformaten gehören beispielsweise Befragungen (online und
analog), (Online)-Dialoge oder öffentliche Diskussionsveranstaltungen.

In diesem Kontext ist zudem eine normative Aufwertung von Information und Konsultation zu
beobachten. Zwar liegen hier die Entscheidungen immer noch in den Händen der Verwaltung
beziehungsweise der gewählten Vertreter*innen, dennoch werden die verschiedenen Positionen
und Standpunkte angehört, abgewogen und einbezogen, was es doch deutlich von den Stufen
„Nichtbeteiligung“ und „Scheinbeteiligung“ abhebt (vgl. Straßburger / Rieger 2019).  Um die
unterschiedlichen Methoden auszudifferenzieren, wird deshalb in dieser Handreichung auf ein
dreistufiges System zurückgegriffen. Es werden die Stufen „Information“, „Konsultation“ und
„Mitbestimmung“ unterschieden. Die Aktivierung der Menschen steigt sukzessive von der
niedrigsten Stufe der „Information“ zur höchsten Stufe der „Mitbestimmung“ an (vgl.
Gramberger 2001). 
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Ergänzend zu den Stufen der Beteiligung zeigt die nachstehende Übersicht verschiedene
Beteiligungsformate, welche unterschiedliche Intensitätsstufen bedienen. Die Übersicht bietet
Orientierung und Inspiration auf der Suche nach geeigneten Beteiligungsformaten. Vor der
Durchführung empfiehlt sich eine vertiefende Auseinandersetzung mit der jeweiligen Methode,
den benötigten Rahmenbedingungen (wie zum Beispiel Materialien, Zeit und Räumlichkeiten),
Potenzialen und Grenzen. Einige dieser Beteiligungsformate wurden bereits in Thüringer
Kommunen erprobt. Welche Erfahrungen sie dabei sammeln konnten, stellen sie im Rahmen des
Kapitels vor.

Beteiligungsstufe 3: Die Mitbestimmung
Bei Beteiligungsformaten der Stufe Mitbestimmung entwickeln die Beteiligten gemeinsam
mit den Planer*innen Strategien, Projekte und Maßnahmen. Dies kann im Rahmen von
internen Arbeitsgruppen aber auch mittels externer Beteiligung erfolgen. Formate dieser
Stufe haben vorab einen höheren Planungsaufwand und benötigen eine geeignete
Moderation durch erfahrene Fachpersonen. Eine gezielte Auswahl der Teilnehmenden,
bestehend aus Betroffenen, Fachöffentlichkeit sowie Interessengruppen, ist für den Erfolg
einer solchen Veranstaltung relevant.
Im Rahmen dieser Beteiligungsstufe können interne, externe sowie erweiterte Arbeitskreise,
projektbezogene Workshops, Runde Tische, Zukunftswerkstätten (hierzu Huber / Döbel
2022) und zahlreiche weitere Formate durchgeführt werden. 
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Um Beteiligung möglichst erfolgreich umzusetzen, sind die Aspekte Haltung, Moderation
und Prozessbegleitung sowie Öffentlichkeitsarbeit von Bedeutung. 

Haltung
Gelingende Beteiligung hat sehr viel mit einer integrativen, offenen Haltung zu tun. Es bedarf
den Willen, die Menschen in ihren alltäglichen Lebenswelten aufzusuchen, sie aktiv in die
Planungsprozesse einzubeziehen und davon ausgehend Angebote zu gestalten. Ein Zitat aus der
Praxis bringt es wie folgt auf den Punkt „Man braucht kein Hochschulstudium, um Menschen
einzubinden. Nur die richtige Haltung“ (Christiane Maurer). Was zeichnet diese Haltung aus?
Ein persönliches Engagement, das Beteiligung nicht als Pflichtaufgabe sieht, sondern als
Möglichkeit für eine enge und direkte Verbindung zwischen Bürger*innen und Verwaltung. Ein
niedrigschwelliger Zugang zu einem unkomplizierten Beteiligungsprozess kann über die
Abstimmung der Methoden auf die Adressat*innen sowie eine persönliche Ansprache gelingen.
Ein weiterer Punkt ist die Verlässlichkeit. Die Beteiligten müssen darauf vertrauen können, dass
ihre Beiträge ernst genommen werden. Am Ende des Prozesses muss klar sein, was mit den
Ergebnissen passiert ist (vgl. IKPE 2024). Adressat*innen sind schnell in der Lage zu erkennen,
ob ihre Mitwirkung lediglich dem Zweck dient, einen bereits bestehenden Plan oder eine
Kürzung im Sozialbereich zu legitimieren, oder ob ihre Beiträge tatsächlich in den
Entscheidungsprozess einfließen. Wenn sie den Eindruck gewinnen, dass die Ergebnisse ihrer
Beteiligung ignoriert werden, kann dies zu Frustration führen und dass sich die Betroffenen von
dem Prozess abwenden. Es gilt zu verhindern, dass sie das Vertrauen verlieren.

Moderation und Prozessbegleitung
Wichtige Bestandteile im Rahmen der Durchführung von Beteiligungsformaten sind eine
professionelle und erfahrene Prozessbegleitung sowie Moderation. Diese professionelle
Vorbereitung und Durchführung kann sowohl durch interne als auch externe Personen erfolgen.
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Eine eigenständige Moderation des Beteiligungsformates durch Projektverantwortliche
empfiehlt sich nur, wenn diese bereits Erfahrungen mit Beteiligungsprozessen und
Moderationsaufgaben haben, ihnen ausreichend Zeit für die Vorbereitung zur Verfügung steht
und keine internen Konflikte zwischen den Akteur*innen zu lösen sind. Darüber hinaus ist es
von besonderer Bedeutung, dass die Moderator*in keine inhaltliche oder interessengelenkte
Aufgabe im Rahmen der Beteiligung einnimmt. Ausgehend davon ist es ratsam, für planungs-
und zeitintensive sowie konfliktbehaftete Beteiligungsmodule eine externe Prozessmoderation,
gegebenenfalls mit Mediationserfahrung, zu beauftragen. Der Vorteil, den die Beauftragung
einer externen Moderation bietet, liegt in der Neutralität zum Vorhaben und zu den beteiligten
Akteur*innen. Dadurch gelingt es, unterschiedliche Interessenlagen ergebnisorientiert
zusammenzuführen, festgefahrene Denkweisen aufzubrechen und bestehende Konflikte
vorbehaltlos und konstruktiv zu lösen. 

Öffentlichkeitsarbeit
Ergänzend dazu ist es von Bedeutung, lokale und regionale Medien dauerhaft in den
Beteiligungsprozess einzubeziehen sowie gezielt zu Veranstaltungen einzuladen. So kann auch
zum einen der Teil der Bevölkerung mit Informationen einbezogen werden, welcher nicht aktiv
am Planungsprozess teilnimmt. Zum anderen können über die lokale Presse Einladungen zu den
Beteiligungsveranstaltungen verbreitet werden. Die Möglichkeiten der Informationsverbreitung
sind dabei vielfältig. Dazu zählen beispielsweise: Pressemitteilungen in lokalen Zeitungen und
dem Amtsblatt, Veröffentlichungen auf der Webseite der Stadt und dem Beteiligungsportal,
Plakate, Flyer, Soziale Medien, regionales Radio und Fernsehen ebenso wie die persönliche
Ansprache.
Wichtig ist, die Bekanntmachungen der Beteiligungsveranstaltungen frühzeitig zu
veröffentlichen, um allen Interessierten eine realistische Chance zur Teilnahme zu ermöglichen.
Dabei gilt es darauf zu achten, alle Zielgruppen zu erreichen und die Einladung möglichst
barrierefrei zu gestalten. Bei Formaten der Mitbestimmung, zu denen sich Interessierte selbst
anmelden können, ist darauf zu achten, dass das Geschlechterverhältnis gewahrt bleibt und
keine Altersgruppe überrepräsentiert ist. Darüber hinaus sind zeitnah nach der Durchführung
der Beteiligungsveranstaltung die Ergebnisse zu veröffentlichen (vgl. Arbter 2012).

Nach diesen grundlegenden Überlegungen werden die Beteiligungsmethoden vorgestellt und
mit Beispielen aus der Praxis veranschaulicht.
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Schriftliche Befragungen 

Das Format der schriftlichen Befragung eignet sich besonders gut, um Meinungen, Bedarfe,
Erfahrungen und Informationen zu Sachverhalten oder Themen oder ein Feedback zu einer
Planung einzuholen. Das kann zum einen mittels eines onlinebasierten Fragebogens erfolgen, in
dem die Teilnehmenden ihre Antworten digital übermitteln, wie etwa in der Studie zur
Beteiligung des IKPE (Kommunen im Dialog II: Bürgerbeteiligung in Kommunen – Wahrnehmung,
Organisation und Umsetzung in der Praxis). 
Zum anderen können Befragungen auch analog etwa durch den Postversand der Fragebögen
durchgeführt werden. In den Fragebögen können sowohl offene als auch geschlossene
Fragestellungen formuliert werden, wenngleich es sich lediglich um eine Beteiligung im Sinne
der Konsultation handelt und kein direkter Austausch möglich ist. Um ein möglichst optimales
Ergebnis zu erzielen, ist es ratsam die Befragung zielgruppenspezifisch und frühzeitig
anzukündigen und für mindestens vier Wochen laufen zu lassen, bevor eine statistische
Auswertung der Ergebnisse erfolgt.
Die Vorteile dieser Methode liegen darin, dass vergleichsweise viele Personen, im Falle einer
Online-Befragung darüber hinaus ortsunabhängig, und mit einem geringen
Durchführungsaufwand befragt werden können. 
Allerdings besteht auch das Risiko, dass die vorgegebenen Fragestellungen nicht den Interessen
der Teilnehmenden entsprechen können und dann nur eine geringe Rücklaufquote erreicht wird.
Um das zu verhindern, empfiehlt es sich Pretests durchzuführen, den Fragebogen im Anschluss
weiterzuentwickeln und entsprechend der Erkenntnisse anzupassen. Vertiefende Nachfragen zu
den gegebenen Antworten zu stellen, ist bei dieser Methode nicht möglich (vgl. Bertelsmann
Stiftung 2013). 
Die Rücklaufquoten können je nach Befragungsumgebung, Thema und Motivation der Befragten
sehr unterschiedlich ausfallen. Eine Rücklaufquote für Onlinebefragungen ab circa 20-30
Prozent (%) wird in der Regel als gut eingeschätzt. Studien zu Online-Befragungen zeigen, dass
bei gelungener Ansprache und Motivation, wie zum Beispiel per Mail, bis zu 80 %
Rücklaufquote zu erreichen sind (Fischer 2005). 
Eine Metastudie aus dem Jahr 2008 zeigt, dass bei schriftlich-postalischen Befragungen die
Rücklaufquote im Durchschnitt circa 10 % höher liegt, als bei webbasierten Befragungen, sie
wird mit etwa 40 % angegeben (Menold 2015). 
Sowohl die analoge als auch die Online-Befragung sind häufig genutzte Beteiligungsmethoden,
um Daten im Rahmen der Sozialplanung zu erheben und anhand der Rückmeldungen
Ableitungen zu treffen. Ein Anwendungsbeispiel aus einer Thüringer Kommune ist die Befragung
„Leben in Jena 2024“. Welche Erfahrungen und Ergebnisse der Sozialplaner der Stadt Jena,
Daniel Meier, im Rahmen der Befragung sammeln konnte, beschreibt er wie folgt.

Kommunen im Dialog I: Wie Beteiligung in Planungsprozessen gelingen kann. Eine Handreichung für Sozialplaner*innen



Über den Fördergegenstand 2.4 der Thüringer Sozialstrategierichtlinie (2022) können
kommunale Gebietskörperschaften eine Förderung für Beteiligungs-, Austausch- und
Unterstützungsformate im Rahmen der Planungsprozesse zur aktiven Inklusion
beantragen. Auf dieser Grundlage wurde eine Befragung von 10.000 Jenaer Haushalten
durchgeführt, die sich an den Schwerpunkten der Armutspräventionsstrategie orientiert.
Die Ergebnisse dienen der Fortschreibung der integrierten Maßnahmenplanung in den
Bereichen Armutsprävention und Familienförderung und unterstützen die
Weiterentwicklungen der lokalen Bildungslandschaft sowie des Integrationsmanagements,
welches ebenfalls über die Sozialstrategierichtlinie gefördert wird. 
Die Studie wurde gemeinsam mit der COBUS Marktforschung GmbH (Karlsruhe)
entwickelt, welche in Zusammenarbeit mit der Stadt Jena die Konzept- und
Fragebogenerstellung, die Datenerhebung und Datenanalyse sowie die Berichterstellung
durchführte.
Schwerpunkte der Befragung bildeten folgende Themenfelder:

Armut und soziale Teilhabe
Vereinbarkeit von Familie und Beruf
Bildung
Beratung, Unterstützung und Information
Wohnumfeld, Mobilität und Lebensqualität
gesundheitliche Situation
generationenübergreifende Bedarfe
soziodemographische Daten

Die Erhebung wurde als standardisierte Befragung konzipiert, an der die Bürger*innen in
der Zeit vom 04.09.2023 bis zum 13.10.2023 sowohl online als auch über einen
papiergestützten Fragebogen teilnehmen konnten. 
Für die Erhebung wurde eine ungeschichtete Zufallsstichprobe von 10.000 Bürger*innen
gezogen, die von der Stadt Jena postalisch angeschrieben wurden. In den schriftlich
versendeten Fragebögen war zudem ein Link und ein QR-Code integriert, sodass alle
angeschriebenen Personen die Möglichkeit hatten, den Fragebogen auch online
auszufüllen.
Von den 10.000 angeschriebenen Personen beteiligten sich insgesamt 2.517 Menschen an
der Befragung, was einer Rücklaufquote von 25% entspricht. Dabei wurde von knapp drei
Viertel der Teilnehmenden der schriftliche und postalische Weg genutzt (74%). Das
Durchschnittsalter liegt bei circa 50 Jahren. Die meisten Teilnehmenden (26%) wohnen im
Stadtteil West/Zentrum. 13% der Teilnehmenden haben einen Migrationshintergrund. 
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Stadt Jena: Quantitative Befragung „Leben in Jena 2024“
Daniel Meier (Sozialplaner)
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Bei schriftlichen Befragungen in Jena gelingt es der Stadt kontinuierlich, gute
Rücklaufquoten zu erreichen. Die Bevölkerung bringt sich gerne ein und partizipiert aktiv an
Entscheidungen, die verschiedene Themengebiete betreffen. Die Auswertung und Prüfung
der Repräsentativität zeigt, dass bestimmte Planungsräume überrepräsentiert und andere
Planungsräume unterrepräsentiert sind. Zudem liegt der Altersdurchschnitt der
Teilnehmenden über dem Altersdurchschnitt der Bevölkerung in Jena. Menschen mit
Migrationshintergrund sind eher unterrepräsentiert. Es verweist darauf, dass bei der
Befragungsreihe „Leben in Jena“, wie bei zahlreichen anderen quantitativen Studien auch,
gewisse Bevölkerungsteile eher dazu tendieren, an schriftlichen Befragungen teilzunehmen
als andere. Gleichwohl anhand der Daten relevante Rückschlüsse für die Sozialplanung
gezogen werden können, muss dies bei der Interpretation der Ergebnisse berücksichtigt
werden. 

Ableitungen für die Planung

Mit der schriftlichen Befragung, insbesondere in der Kombination von analog und online,
können vergleichsweise schnell viele Daten erhoben und im Ergebnis Bedarfe und
Entwicklungen aufgezeigt werden. Die Art der Stichprobenziehung hat dabei Einfluss auf die
Datenauswertung. Bei ungeschichteten Zufallsstichproben spielt das Verhältnis der kleineren,
homogenen Untergruppen zur Grundgesamtheit keine Bedeutung, was einen geringeren
Planungsaufwand zur Folge hat. Im Ergebnis erhält man eine nicht repräsentative Stichprobe
der Grundgesamtheit, das wiederum bedeutet, dass einige Gruppen oder Sozialräume
überrepräsentiert und dementsprechend andere unterrepräsentiert werden. Es besteht jedoch
die Möglichkeit eine geschichtete Zufallsstichprobe noch im Nachgang der Datenerhebung zu
erhalten. Dazu wird der Datensatz in die vorhandenen Untergruppen unterteilt und
entsprechend der vorhandenen Anteile an der Grundgesamtheit eine Zufallsstichprobe gezogen,
welche im Ergebnis die repräsentative Verteilung widerspiegelt. Es empfiehlt sich, die so
erhobenen Daten zum einen im Planungsteam oder mit Planer*innen der anderen Fachbereiche
zu interpretieren und zum anderen die Ergebnisse mit anderen Beteiligungsformaten, wie zum
Beispiel Interviews, zu vertiefen und somit zu validieren.
Ein weiteres Anwendungsbeispiel aus einer Thüringer Kommune ist die „Seniorenbefragung
2024“ im Kyffhäuserkreis. Es wird deutlich, dass - je nach Zielgruppe - eine schriftliche,
gegebenenfalls sogar persönliche, Befragung zielführender und ergebnisreicher als eine Online-
Befragung sein kann. Welche Erfahrungen und Ergebnisse die Sozialplanerinnen, Sabrina Fischer
und Janine Panse, im Rahmen der Befragung sammeln konnten, wird im Weiteren vorgestellt.
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Bereits 2023 wurde eine umfangreiche schriftliche Seniorenbefragung mittels eines
Fragebogens durchgeführt, die nicht die erwünschte Rücklaufquote erzielte. Deswegen
führte das Landratsamt des Kyffhäuserkreises - Dezernat für Soziales, Jugend, Gesundheit
und Arbeit - in Zusammenarbeit mit Einrichtungen und Angeboten für Senior*innen vor
Ort 2024 erneut eine Seniorenbefragung durch. Diese wurde verschlankt, in einfacher
Sprache verfasst und mit nur 15 Fragen neu konzipiert.
Ziel war es, einen Einblick in die aktuelle Lebenslage von älteren Menschen im
Kyffhäuserkreis zu erhalten. Insbesondere sollten Informationen über die Lebenssituation
und die Bedürfnisse der Bürger*innen ab 60 Jahren ermittelt werden, um zukünftig
bedarfsgerechte Angebote für Senior*innen bereitstellen zu können. Dementsprechend
richtete sich die Umfrage an die Bürger*innen des Kyffhäuserkreises, die 60 Jahre oder
älter sind.
Die Zielgruppe wurde durch die Verteilung eines schriftlichen Fragebogens angesprochen.
Die Senioren*innen im Kyffhäuserkreis wurden über mehrere Zugangswege kontaktiert,
um so eine möglichst breite Beteiligung zu gewährleisten. Zum einen wurden im Mai 2024
alle Haushalte des Landkreises über die kostenfreie regionale Zeitschrift „Treffpunkt
Kyffhäuser“ in Kenntnis gesetzt. Zum anderen erfolgte die Verteilung über soziale
Einrichtungen und Projekte, wie Mehrgenerationenhäuser, Seniorentreffs und -
begegnungsstätten, Familienzentrum, AGATHE-Beraterinnen, ThINKA-Projekte,
Dorfkümmerer und Familienlotsen.
Auch die Abgabe der ausgefüllten Fragebögen wurde über verschiedene Wege
sichergestellt, zum Beispiel über das Landratsamt und dessen Außenstelle, die
Bürgerbüros der Stadt- und Gemeindeverwaltungen vor Ort, soziale Einrichtungen und bei
Ansprechpartner*innen vor Ort.
Mit der erneuten Umfrage ist es gelungen, diese möglichst barrierearm und verständlich
zu formulieren sowie anonym und datenschutzkonform durchzuführen. Es wurde eine
niedrigschwellige Beteiligung der Zielgruppe ermöglicht und deren Bedarfe in den Blick
genommen. Darüber hinaus konnten die lokalen Netzwerke und Multiplikator*innen in
den Prozess eingebunden werden, sodass eine vielfältige Erreichbarkeit sichergestellt
werden konnte.
Grenzen liegen in der erschwerten Erreichbarkeit und somit vergleichsweise geringen
Beteiligung der Zielgruppe. Insbesondere bei der Befragung älterer Menschen stellt die
Bereitschaft zur Teilnahme an schriftlichen Umfragen eine Herausforderung dar. Es bedarf
zahlreicher „helfender Hände“, um die Befragung in einem ländlich geprägten Landkreis
an den Mann und die Frau zu bringen.

Landkreis Kyffhäuserkreis: Seniorenbefragung 2024 
Janin Panse (Sachgebietsleitung Prävention/ Kita/ Planung und Jugendarbeit)
Sabrina Fischer (Planungskoordinatorin Sozialplanung)
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Die Ergebnisse der Umfrage werden nach wissenschaftlichen Gesichtspunkten ausgewertet
und in anonymisierter Form veröffentlicht. Geplant ist es, die gewonnenen Daten zu nutzen,
um unter anderem Erkenntnisse über alltagstypische Situationen etwa im Bereich Mobilität,
Bedürfnisse sowie Handlungsbedarfe im Bereich der Altenhilfeplanung zu erhalten. Die
Erkenntnisse werden aktiv in die Sozialplanung einfließen, um bedarfsgerechte Maßnahmen
generieren zu können. Darüber hinaus werden die Kreisverwaltung und die Angebote und
Akteur*innen vor Ort von den Erkenntnissen profitieren und Rückschlüsse ziehen (zum
Beispiel zur Erreichbarkeit von Angeboten oder dem Bekanntheitsgrad von Angeboten).

Ableitungen für die Planung
Die Seniorenbefragung im Kyffhäuserkreis verdeutlicht wichtige Aspekte einer effektiven
Beteiligungskampagne. Niedrigschwellige Angebote, eine einfache Sprache und die Reduzierung
der Fragen im Fragebogen, senkten die Hemmschwelle zur Teilnahme. Die Nutzung vielfältiger
Kommunikationskanäle und die Einbindung lokaler Akteur*innen schafften Vertrauen und
erreichten auch schwer zugängliche Gruppen. Dennoch bleibt die Herausforderung,
insbesondere ältere Menschen zu erreichen, was alternative Beteiligungsmethoden erfordert.
Insgesamt werden Flexibilität, Kreativität und Engagement als entscheidend für eine
erfolgreiche Beteiligung identifiziert.

Interviews

Bei einem Interview handelt es sich um eine Befragung, mittels derer persönliche Informationen,
Sachverhalte oder Meinungen erhoben werden können. Je nach Art der Durchführung und
Themenschwerpunkt lassen sich verschiedene Interviewformen wie beispielsweise
problemzentrierte, biografische, leitfadengestützte oder narrative Interviews voneinander
unterscheiden. Ausgehend davon kann ein Interview sowohl zum Informieren als auch
Konsultieren der Teilnehmenden Anwendung finden. Der Ablauf und die Durchführungszeit
können ebenfalls variieren. In der Regel werden die Interviews zum Zwecke der detaillierten
Auswertung nach vorheriger Genehmigung aufgezeichnet.
Diese Form der Beteiligung ermöglicht es, gezielte Daten von verschiedenen Personengruppen
zu erheben, Einzelfälle konkret zu betrachten, gewonnene Erkenntnisse zu validieren oder
Fragebögen zu entwickeln. Zu beachten gilt hier, dass die gewählten Rahmenbedingungen wie
beispielsweise die Interviewer*in, die Interviewsituation oder auch die Akquiseform Einfluss auf
die Ergebnisse haben können. 

Kommunen im Dialog I: Wie Beteiligung in Planungsprozessen gelingen kann. Eine Handreichung für Sozialplaner*innen
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Im Rahmen der integrierten Sozialplanung im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt wurde im
Herbst 2023 eine Bevölkerungsbefragung mit dem Schwerpunktthema „Vereinbarkeit von
Familie und Beruf“ durchgeführt. 
Ziel war es, bei allen erwerbsfähigen Bewohner*innen des Landkreises die
Herausforderungen, Hemmnisse und mögliche Chancen sowie Bedarfe besser
kennenzulernen. Aufgabe des Fachplaners für Teilhabe ist es, im Hinblick darauf
benachteiligte Personengruppen, in diesem Fall Menschen mit Behinderung und Menschen
mit Migrationsgeschichte, besonders in den Blick zu nehmen. 
Durch eine interne Bestandsanalyse im Bereich des SGB IX war der Sozialplanung im
Landkreis Saalfeld-Rudolstadt bekannt, dass nur wenige Menschen mit Behinderung im
Landkreis ein persönliches Budget beziehungsweise ein Budget für Arbeit in Anspruch
nehmen und demnach die Werkstätten für Menschen mit Behinderung (WfbM) eine große
Rolle bei der Teilhabe an Arbeit spielen.
Aus diesem Grund wurde Kontakt zu einer WfbM mit zwei Standorten und einem stark
ausdifferenzierten Arbeitsbereich aufgenommen. 
Beide Standorte verfügen über einen Werkstatt-Rat, in dem die Menschen mit
Behinderungen ihre Arbeitnehmerrechte aushandeln und sich regelmäßig mit der
Geschäftsführung austauschen. Im Werkstatt-Rat wurden sowohl das Vorhaben Interviews
zu führen, als auch der Zweck vorgestellt. Ziel war es, genauere Informationen über die
Arbeitswelt von Menschen mit Behinderung zu erhalten. Diese Erkenntnisse untersetzten
die Arbeit am Kommunalen Aktionsplan zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention (UN-BRK). Es meldeten sich acht Freiwillige, die mit der
Unterstützung eines Praktikanten und mithilfe eines halbstandardisierten Fragebogens
befragt wurden. Bei der Durchführung und Auswertung der Interviews wurden alle
datenschutzrechtlichen Bestimmungen eingehalten.

17

Zudem erfolgt die Datenauswertung eher subjektiv und sollte im besten Fall nach dem
Vieraugenprinzip durchgeführt werden (vgl. Hochschule Luzern o. J.).
Ein Anwendungsbeispiel aus einer Thüringer Kommune sind die qualitativen Interviews mit
Menschen mit Behinderungen im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt. Welche Erfahrungen und
Ergebnisse der Sozialplaner, Martin Spitzer, im Rahmen der Befragung sammeln konnte, hat er
im Folgenden zusammengetragen.

Landkreis Saalfeld-Rudolstadt: Qualitative Interviews mit Menschen mit
Behinderungen
Martin Spitzer (Fachplaner SozialeTeilhabe - 3.0.1. Planung/Controlling)

Kommunen im Dialog I: Wie Beteiligung in Planungsprozessen gelingen kann. Eine Handreichung für Sozialplaner*innen
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Die Auswertung des erhobenen Datenmaterials erfolgte durch einen Studierenden der
Soziologie und Erziehungswissenschaften an der Friedrich-Schiller-Universität Jena nach der
Methode der qualitativen Inhaltsanalyse nach Udo Kuckartz (Kuckartz 2018). Zudem flossen
die Ergebnisse in die Bachelorarbeit „Qualitative Untersuchung der Lebenssituation von
Menschen mit Behinderung im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt und Ableitung notwendiger
Teilhabemöglichkeiten auf kommunaler Ebene“ ein. Dennoch stellen die Ergebnisse der
Bevölkerungsbefragung sowie die Ableitungen aus den Interviews eine wichtige
Datengrundlage für weitere Planungs- und Steuerungsprozesse im Bereich der Teilhabe von
Menschen mit Behinderungen im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt dar.

Ableitungen für die Planung
Das Anwendungsbeispiel zeigt, dass eine persönliche Befragung in Form eines Interviews trotz
des zeitlichen Mehraufwandes durchaus ratsam ist, wenn die Zielgruppe besondere Bedürfnisse
aufweist. Dies ermöglicht es gezielt auf die jeweiligen Personen einzugehen und deren
Einzelfälle ausführlich zu beleuchten. Die gezielte, persönliche Akquise über
Interessensvertreter*innen kann das Vertrauen in das geplante Vorhaben fördern und in Folge
dessen die Bereitschaft zu einer Teilnahme am Interview erhöhen. Interviews können je nach
Fragestellung genutzt werden, um die Menschen zur weiteren Mitarbeit als Expert*innen der
eigenen Sache etwa in Netzwerken einzuladen. Die Verwendung eines halbstandardisierten
Fragebogens bietet den Vorteil, dass die interviewende Person bei Bedarf weitere Nachfragen
stellen sowie vom eigentlichen Gesprächsleitfaden abweichen kann und dennoch eine gewisse
Vergleichbarkeit der Ergebnisse gewährleistet wird. Im Rahmen der Interpretation ist zu
beachten, dass die Auswertung subjektiv ist.

World Café

Das World Café ist ein kreatives Format, welches sich gut zur Ideenfindung in Großgruppen
eignet. Dazu benötigt man verschiedene, zuvor vorbereitete Tische zu unterschiedlichen
Themenschwerpunkten. Die Teilnehmenden erhalten die Aufgabe, im Rahmen einer
vorgegebenen Zeit an einem der Thementische Platz zu nehmen, sich zu dem jeweiligen Thema
unter einer zuvor definierten Fragestellung auszutauschen und die Ergebnisse auf den zur
Verfügung gestellten Materialien festzuhalten. Nach Ablauf der Zeit sind die Teilnehmenden
dazu aufgefordert, an einen anderen Thementisch zu wechseln und sich dort erneut mit ihren
Ideen einzubringen. 

Kommunen im Dialog I: Wie Beteiligung in Planungsprozessen gelingen kann. Eine Handreichung für Sozialplaner*innen



Der Kommunale Aktionsplan soll unter Beteiligung der Betroffenen, ihrer
Interessenverbände, der Politik, der Zivilgesellschaft, der Verwaltung und der Träger der
Eingliederungshilfe im Landkreis entstehen. Am Anfang stand deshalb die Dialogkonferenz,
bei der Menschen, die ansonsten kaum oder keinen Kontakt zueinander haben, intensiv
miteinander ins Gespräch kommen. Eingeladen wurden Betroffene, Angehörige und Akteure
aus den Interessenvertretungen, interessierte Bürger*innen, die Agentur für Arbeit, das
Jobcenter, die Fachdienste im Landratsamt, die Kommunen, die Seniorenbeauftragten,
Vertreter des Staatlichen Schulamtes, der Kindertagesstätten, Schulen, Bildungs- und
Beratungseinrichtungen, Träger von Angeboten der Eingliederungshilfe sowie Vereine und
Verbände aus den Bereichen, Kultur, Sport und Freizeit. Im Format World Café wurden
Herausforderungen und Problemlagen bei der Umsetzung von Barrierefreiheit und Inklusion
diskutiert sowie Ressourcen und Handlungsmöglichkeiten ausgelotet. 

19IKPE | Institut für kommunale Planung und Entwicklung e.V.

Wichtig ist, dass während der gesamten Zeit an jedem Thementisch ein*e sogenannte*r
Gastgeber*in sitzen bleibt, welche*r die Ergebnisse aus den vorherigen Runden zu Beginn
einmal kurz zusammenfasst. Nach der Durchführung mehrerer Runden präsentieren die
Gastgeber*innen die gesammelten Ergebnisse im Plenum. An dieser Stelle können abermals
Ergänzungen vorgenommen werden und ein Austausch unter den Teilnehmenden erfolgen. Im
Rahmen des Formates werden die Teilnehmenden nicht nur konsultiert, sondern haben auch die
Möglichkeit sich aktiv in die Planung einzubringen und mitzuwirken.
Dieses Format ermöglicht einen abwechslungsreichen Austausch in kleineren Gruppen zu
verschiedenen Themengebieten, wodurch eine Vielzahl an verschiedenen Ideen
zusammengetragen werden kann. Der Erfolg des World Café ist jedoch abhängig von der zuvor
formulierten Fragestellung. Für die Erarbeitung von Maßnahmen oder konkreten
Lösungsansätzen ist dieses Format eher ungeeignet (vgl. Methodenkatalog Bürgerbeteiligung
2015).
Ein Anwendungsbeispiel stammt aus dem Thüringer Landkreis Schmalkalden-Meiningen. Welche
Erfahrungen und Ergebnisse die Beauftragte für Menschen mit Behinderungen und
Gleichstellungsbeauftragte, Tamara Wedel, im Rahmen der Dialogkonferenz zum Kommunalen
Aktionsplan zur Umsetzung der UN-BRK sammeln konnte, hat sie im Folgenden
zusammengetragen.

Landkreis Schmalkalden-Meiningen: Dialogkonferenz zum Kommunalen
Aktionsplan (zur Umsetzung der UN-BRK)
Tamara Wedel (Beauftragte für Menschen mit Behinderungen und
Gleichstellungsbeauftragte)
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Es wurde an folgenden Fragen gearbeitet, die für den Landkreis Voraussetzung für die
Erstellung des Kommunalen Aktionsplans im Landkreis sind:

Welche Bedingungen müssen geschaffen werden, um eine selbstbestimmte und
gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderung sicherzustellen?
Was sind die wichtigsten Ziele und Maßnahmen in den jeweiligen Handlungsfeldern, um
Barrierefreiheit und Inklusion zu erreichen?
Wer muss unbedingt beteiligt werden, damit die Ziele und Maßnahmen erreicht werden
können?

Durch die Wechsel der Teilnehmer*innen an den Tischen wurden die unterschiedlichen
Meinungen, Erfahrungen und Ideen weitergedacht, vertieft und als Ergebnis auf den
Tischdecken festgehalten, sodass am Ende der Dialogkonferenz eine Grundlage für die
späteren Arbeitsgruppen, aber auch für spätere Formate der Bürgerbeteiligung vorlag.
Wichtig war es, die unterschiedlichen Perspektiven der Teilnehmer*innen in den Austausch
einfließen zu lassen. 
Durch den Dialog an den Tischen hatten alle Teilnehmer*innen die gleiche Verantwortung
für den Verlauf der Diskussionen. Wichtige Erkenntnisse sollten von demjenigen
festgehalten werden, der sie ausspricht oder als solche bewertet. Der/die jeweilige
„Gastgeber*in” blieb immer am Tisch zurück und trug die vorhandenen Ergebnisse in die
nächste Gesprächsgruppe. So inspirierten sich die Teilnehmer*innen gegenseitig mit neuen
Ideen und Perspektiven und entwickelten die jeweils „besten“ Ideen weiter.
Es entstand ein Raum zum Austausch von Wissen und gemachten Erfahrungen und zur
Entwicklung neuer Ideen und Lösungsmöglichkeiten für Herausforderungen. Durch den
zeitnahen Transfer der Ergebnisse in die weiterführenden Arbeitsgruppen blieb die
Mitverantwortung der Teilnehmer*innen für die Erstellung und spätere Umsetzung des
Kommunalen Aktionsplans erhalten. Eine intensive Auseinandersetzung mit den konkreten
Details und Zielen fand dann in den fünf Arbeitsgruppen statt:

Bildung, Ausbildung, Kinder mit Behinderungen; 
Bauen, Wohnen, Mobilität; 
Bewusstseinsbildung, politische und gesellschaftliche Teilhabe; 
Kultur, Sport, Freizeit;
Arbeit und Beschäftigung. 
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Ableitungen für die Planung
Die Dialogkonferenz zum Kommunalen Aktionsplan im Landkreis Schmalkalden-Meiningen zeigt,
wie erfolgreiche Beteiligung durch den Austausch verschiedener Akteur*innen erreicht werden
kann. Der Einsatz des WorldCafé-Formats ermöglichte eine offene Diskussion und das Vertiefen
von Ideen. Die gleichberechtigte Verantwortung aller Teilnehmer*innen und der kontinuierliche
Austausch sorgten für eine umfassende Mitgestaltung der Planung. Zudem ist es wichtig, die
verschiedenen Handlungsfelder — von Bildung bis Arbeit — in den Blick zu nehmen, um eine
ganzheitliche Umsetzung der UN-BRK zu gewährleisten. Das Format eignet sich als Startpunkt
für einen fortlaufenden Dialog und längerfristige aktive Zusammenarbeit.
In abgewandelter Form ist dieses Format gut geeignet, um es im Rahmen eines Stadt- oder
Ortsteilfestes durchzuführen. Dabei können möglichst viele Menschen auf eine kreative,
niedrigschwellige Art in den Austausch treten. Dazu bedarf es eines mit Papier ausgelegten
Tisches, auf welchem die Teilnehmer*innen entsprechend einer zuvor definierten Fragestellung
oder eines Themenschwerpunktes Ideen, Wünsche oder Kritik aufschreiben können. Luftbilder
oder Fotos können ebenfalls als Material auf den Tischen ausgelegt werden. Die
zusammengetragenen Ergebnisse können anschließend gesichtet und im weiteren Verlauf des
Planungsprozesses einbezogen werden. Trotz des vergleichsweise geringen Planungs- und
Durchführungsaufwands kann eine Meinungsabfrage in der breiten Öffentlichkeit erfolgen.
Allerdings ist es nicht möglich, dass die Teilnehmer*innen mit dieser Methode etwas Konkretes
erarbeiten oder dass eine Nachfrage zu unkonkreten Antworten gestellt wird.

Mobiler Quartiersschreibtisch

In eine ähnliche Richtung geht der mobile Quartiersschreibtisch. Dabei handelt es sich um einen
beweglichen Pop-Up-Schreibtisch, welcher mit Fragen, Antwortkarten, Stiften sowie
Möglichkeiten zur Befestigung der Antworten, beispielsweise einem Netz oder einer Pinnwand,
ausgestattet ist. Er kann über einen Zeitraum von mindestens einer Woche wechselnd an
verschiedenen belebten, thematisch passenden Standorten in der Nähe der Zielgruppe
aufgestellt und mit Fragen zu verschiedenen Themen oder Vorhaben bestückt werden. Auf diese
Weise kann eine breite Öffentlichkeit anonym und unkompliziert Fragen beantworten und auf
der Stufe der Konsultation beteiligt werden. Wichtig dabei ist ein auffälliges und attraktives
Aussehen, um die Neugier der Öffentlichkeit zu erwecken. Darüber hinaus ist es ratsam, den
mobilen Quartiersschreibtisch vor Einbruch der Dunkelheit durch eine verantwortliche Person
abholen zu lassen, um Vandalismus vorzubeugen und die über den Tag gesammelten Ergebnisse
sicher zu stellen. 
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Die Methode ermöglicht es auf eine anziehende, niedrigschwellige und spielerische Art
vielfältige Daten zu erheben und zugleich verschiedenste Flächen im Planungsraum zu beleben.
Die Durchführung ist witterungsabhängig und es besteht keine Möglichkeit, gezielte Rückfragen
zu stellen (vgl. Urban Equipe 2021). 
Das Format des Mobilen Quartierschreibtisches kann auch in stationärer Form als
Beteiligungsinstrument Anwendung finden, wie das Beispiel des Pop Up Stores „Erfurt Inklus!v“
zeigt. Welche Erfahrungen und Ergebnisse die Sozialplanerin, Jette Schäfer, im Rahmen der
Planung und Organisation dieses Beteiligungsformates sammeln konnte, hat sie im Folgenden
zusammengetragen.

Stadt Erfurt: Pop Up Store „Erfurt Inklus!v“
Jette Schäfer (Inklusionsmanagement)

Die Stadt Erfurt möchte im Jahr 2025 den Maßnahmenplan zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention neu auflegen und im Bereich der Beteiligung an diesem
Prozess neue Wege gehen. Ausgehend davon wird von Januar bis März 2025 unter dem
Label „Erfurt Inklus!v“ ein Begegnungszentrum in einem Pop Up Store an dem zentral
gelegenen Fischmarkt in Erfurt geschaffen.
Bereits etablierte Beteiligungsformate wie Workshops oder Fachveranstaltungen haben aus
eigener Erfahrung nicht zu der gewünschten Niedrigschwelligkeit geführt und nur wenig
Interesse zur Teilnahme bei der Bevölkerung geweckt. 
Aus diesem Grund wird ein neues Beteiligungsformat erprobt, um mehr Menschen gezielt zu
erreichen und zeitgleich die interessierte Öffentlichkeit über den Prozess zu informieren. 
Der Pop Up Store wird durch das Inklusionsmanagement der Stadt Erfurt so eingerichtet,
dass eine gemütliche Café-Atmosphäre entsteht, die die Menschen mit oder ohne
Beeinträchtigungen zum Verweilen einlädt. 
Vielfältige Veranstaltungsformate, die von unterschiedlichen Akteur*innen der Vereine,
Verbände und auch der Verwaltung gestaltet werden, laden die Erfurter Bevölkerung ein,
sich mit Inklusion auseinanderzusetzen und gemeinsam Maßnahmen zu entwickeln. 
Um das Programm möglichst abwechslungsreich zu gestalten und somit viele verschiedene
Menschen zu erreichen, wird es einen wöchentlich wechselnden Themenfokus geben.
Beginnen wird das Beteiligungsprojekt mit einer feierlichen Eröffnung durch den
Oberbürgermeister Andreas Horn, um sich anschließend den Themen Bildung, Arbeit und
Beschäftigung, Gesundheit sowie Mobilität, Wohnen und soziale Sicherheit in den ersten
Wochen zu widmen. 
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Die verbleibenden Wochen haben die Schwerpunkte Kultur, Freizeit, Sport sowie Teilhabe
und Kommunikation.
Der zeitlich befristet geöffnete Pop Up Store „Erfurt Inklus!v“ zielt darauf, möglichst
niedrigschwellig einen öffentlichen Fokus auf das Thema Inklusion zu lenken und Menschen
mit und ohne Behinderung zum aktiven Gestalten des Maßnahmenplanes zur Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention zu aktivieren. Die Öffnungszeiten des Pop Up Stores
werden an die Zielgruppe angepasst. Zu jedem Themenschwerpunkt werden verschiedene
Formate angeboten, wie Lesungen, Sprechstunden, Diskussionsrunden und andere
Angebote, um die Menschen zu erreichen und sie mit dem Thema vertraut zu machen. Die
anfänglich noch leeren Wände des Ladens sollen von den Menschen mit Ideen und
Vorschlägen gefüllt werden (siehe Plakatparkour). Darüber hinaus wird eine parallel
stattfindende Befragung, auch in einfacher Sprache, Tag und Nacht über einen QR-Code im
Schaufenster des Pop Up Stores verfügbar sein. Die dadurch generierten Daten werden
Einblicke in die Bedarfslagen der Erfurter*innen bieten. 
Um möglichst viele Menschen auf unterschiedlichen Kanälen zu erreichen, ist eine
Öffentlichkeitskampagne geplant, denn Ziel des temporären Begegnungszentrums sowie der
Befragung ist es auch, das Thema Inklusion mit allen seinen Facetten in das Blickfeld der
Erfurter Bürger*innen zu rücken.
Abgeschlossen wird der Beteiligungsprozess durch eine Fachveranstaltung im Juni 2025. Die
Ergebnisse aus dem Pop Up Store werden aufbereitet und durch ein Fachgremium, welches
den gesamten Beteiligungsprozess begleitet, vorgestellt. An sechs verschiedenen
Thementischen wird unter Anleitung von Expert*innen der finale Endstand des Erfurter
Maßnahmenplanes erarbeitet und vorgestellt.

Ableitungen für die Planung
Neben der Durchführung klassischer Beteiligungsformate, wie Interviews oder Workshops,
macht das Erfurter Anwendungsbeispiel deutlich, dass auch die Erprobung bisher neuer,
kreativer sowie die Kombination verschiedener Formate in Betracht gezogen werden können,
um möglichst viele Menschen zu beteiligen. Eine intensive Betreuung und fortlaufende kritische
Reflektion ist dabei von besonderer Bedeutung, so werden die Einwohner*innen für das Thema
sensibilisiert und können sich ebenso wie Menschen mit Beeinträchtigungen aktiv einbringen.
Die Kombination mehrerer Beteiligungsmethoden hat darüber hinaus den Vorteil, dass
verschiedene Personengruppen angesprochen werden, was dazu führen kann, dass sich im
Ergebnis mehr Menschen beteiligen. Gleiches gilt für den langen Durchführungszeitraum,
welcher ebenfalls die Chance erhöht, dass sich mehr Menschen beteiligen. 
Weitere Formate, die als Anregungen für Beteiligungsprozesse herangezogen werden können,
sind der Plakatparkour, welcher auch im Projekt „Erfurt Inklus!v“ zum Einsatz kommt, und die
Nadelmethode. 
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Plakatparkour

Ein Plakatparkour ist eine mehrtägige, öffentliche Ausstellung, bei der sowohl bereits
erarbeitete Inhalte als auch leere Plakate präsentiert werden. Ziel ist es, das Projekt den
Besucher*innen näherzubringen und ihnen die Möglichkeit zu geben, sich aktiv daran zu
beteiligen. Die Besucher*innen sind aufgefordert die leeren Flächen mit eigenen Anmerkungen,
Ideen, Kritik und Anregungen zu dem vorgestellten Projekt zu füllen. Die gesammelten
Ergebnisse werden anschließend durch die Projektverantwortlichen gesichtet und in der
weiteren Planung berücksichtigt. Eine zusammenfassende Vorstellung der zentralen
Erkenntnisse zum Ende des Ausstellungszeitraumes ist im Sinne der Transparenz ratsam. 
Dieses Format ermöglicht es, Informationen anschaulich und kompakt darzulegen sowie auf
eine kreative und spielerische Art Meinungen abzufragen und die Besucher*innen somit zu
konsultieren. Wenngleich die Möglichkeiten Nachfragen zu stellen eingeschränkt sind, ist es gut
geeignet, um Feedback zu Planungen abzufragen (vgl. Universitäten Oldenburg und Universtität
Vechta 2024).

Nadelmethode

Bei der Nadelmethode erhalten die Teilnehmer*innen die Aufgabe, mittels verschiedener
farbiger Pinnadeln bestimmte Orte auf einer Karte oder einem Luftbild zu markieren. Ausgehend
von der zugrundeliegenden Aufgabenstellung kann es sich dabei beispielsweise um positiv oder
negativ empfundene Orte handeln. Es ist möglich, nicht nur die Bewertung der Orte farblich zu
differenzieren, sondern auch den Teilnehmer*innengruppen (beispielsweise differenziert in
männlich, weiblich und divers) verschiedenen Farben zuzuordnen. Je nach Aufgabenstellung
entsteht im Ergebnis ein Schaubild mit Schwerpunkträumen innerhalb des Planungsgebiets,
welche besonderer Aufmerksamkeit bedürfen oder als Best Practice herangezogen werden
können. 
Das Format ermöglicht es die Präferenzen und Wahrnehmungen verschiedener Personengruppen
mit einem vergleichsweise geringen Planungs- sowie Durchführungsaufwand visuell zu erheben
(Konsultation). Aufgrund der aussagekräftigen sowie anschaulichen Ergebnisdarstellung eignet
sich die Methode gut für vorläufige Bestandsaufnahmen. Weitere Informationen über die
zugrundeliegenden Ursachen der Bewertung werden jedoch nicht erhoben (vgl. Deinet 2008). 
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In den Thüringer Gebietskörperschaften werden zudem Beteiligungsformate in der Planung und
Umsetzung von Maßnahmen erprobt, indem verschiedene Methoden miteinander kombiniert
und erkenntnisreiche Erfahrungen gesammelt werden. 
Sie werden im Folgenden zusammenfassend erläutert und können ebenfalls als Inspiration für
kommende Beteiligungsprozesse dienen.

Landkreis Saale-Orla-Kreis: Übergänge mitgestalten – 
Für ein gesundes Älterwerden
Katja Lukas (Planungskoordinatorin)
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Weitere Beteiligungsformate Thüringer
Kommunen

Im Modellprojekt „Übergänge mitgestalten - für ein gesundes Älterwerden“ liegt der Fokus
auf der letzten Erwerbsphase und dem Übergang in den Ruhestand. 
Ziel ist es, die Menschen in ihrem Arbeits- und Lebensumfeld bei einem gesunden Leben,
Arbeiten und Älterwerden zu unterstützen. Dieses Ziel soll durch folgende Teilziele erreicht
werden:
 

Informationen nutzbar machen und spezifische Angebote entwickeln,1.
Gesundheitskompetenz der Zielgruppe durch Befähigung und Beteiligung verbessern,2.
Kommune, Unternehmen und Quartier zum Thema „Älterwerden“ vernetzen,3.
Erkenntnisse sammeln und für andere Kommunen und Unternehmen sowie Quartiere,
nutzbar machen.

4.

Die Zielgruppe sind dabei in erster Linie die Personen im Landkreis, die sich im letzten Drittel
ihres Erwerbslebens befinden oder gerade in den Ruhestand gehen/gegangen sind. Weiterhin
sind die Arbeitgeber*innen sowie Anbieter*innen von Angeboten für die betreffenden
Personen als Zielgruppe auszumachen. 
Die Ansprache der Zielgruppe erfolgte über einen Zeitungsartikel, der zunächst nur
allgemeine Informationen über das Projekt lieferte, aber schon eine gute Resonanz bei der
Zielgruppe erzeugte. Später folgten Veröffentlichungen im Amtsblatt des Landkreises, unter
anderem mit Aufrufen, sich an Workshops zu beteiligen. 
Auch hier konnte eine gute Erreichbarkeit der Zielgruppe durch dieses Medium gewährleistet
und die Personen für Workshops gewonnen werden. Bei diesen Workshops, die oft in
Anlaufstellen der Senior*innen stattfanden, wurde unter anderem auf die Bekanntheit von
Angeboten eingegangen, aber auch Bedarfe der Zielgruppe erfragt. 
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Die Ansprache über die Printmedien ist besonders gut gelungen und hat die Erwartungen
übertroffen. Hier zeigt sich die Spezifika der Zielgruppe, die Zeitungen und andere
Veröffentlichungen lesen und so ihre Informationen finden. Um aber auch die Personen zu
erreichen, die sich im Internet bewegen, wurde ergänzend zu den Workshops auf der
Webseite des Projektes eine Online-Umfrage mit ähnlichen Fragestellungen gestartet. Diese
wurde mittels Postkarten und QR-Codes beworben, wodurch eine gute Beteiligung erreicht
werden konnte. 
Das Modellprojekt wird in Hauptverantwortung durch das Institut für Gesundheit und
Management in Leipzig, in Kooperation mit dem Fachbereich Soziales, Jugend, Gesundheit
des Landratsamtes Saale-Orla-Kreis durchgeführt. Auftraggeberin des Vorhabens ist die
Landesrahmenvereinbarung Thüringen, die sich für gesamtgesellschaftliche
Gesundheitsthemen in Thüringen einsetzt. 
Die Grenzen des Projektes liegen zum einem bei den knappen zeitlichen Ressourcen für das
Thema Gesundheit bei den Unternehmen, andererseits auch bei fehlenden Strukturen im
Landkreis, um die Bedarfe bedienen zu können. 
Das Ergebnis des Projektes soll ein Methodenkoffer sein, der Angebote sichtbar macht und
die Informationen für ein gesundes Älterwerden in der Kommune beinhaltet. Nach der
Modellphase sollen die Ergebnisse auf ganz Thüringen ausgeweitet werden. 

Ableitungen für die Planung
Das Modellprojekt „Übergänge mitgestalten – für ein gesundes Älterwerden“ im Saale-Orla-
Kreis zeigt unter anderem, dass ein wichtiger Aspekt der Beteiligung die zielgruppenspezifische
Ansprache ist sowie die Vernetzung von Akteur*innen, um Bedarfe zu verstehen. Die
Kombination traditioneller und digitaler Kommunikationswege ermöglicht eine breitere
Ansprache. Dies bietet die Chance im Ergebnis größere Datenmengen zu erheben sowie im
größeren Umfang Erkenntnisse zu generieren. Die aktive Teilnahme der Zielgruppe in Workshops
stärkt deren Engagement und zugleich die Gesundheitskompetenz. Hier wird auch deutlich, dass
Beteiligung nicht ohne den Einsatz von Ressourcen auskommt und Strukturen auf- oder
ausgebaut werden müssen, um die Bedarfe zu decken. Das Projekt verdeutlicht, dass mit einer
umfassenden und interdisziplinären Herangehensweise effektive Beteiligung gelingen kann.
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Der Landkreis Sömmerda ist stark geprägt durch alles, was das Leben im ländlichen Raum
bestimmt. In den Planungsprozessen und der Gremienarbeit zur Integrierten Sozialplanung
wurde eines immer wieder deutlich: Jedes Dorf braucht seine eigene Zukunftsstrategie.
Wenn man etwas im Dorf bewegen möchte, dann muss man die Schlüsselpersonen kennen,
wissen wen man fragen kann, wer anpackt, wer sich auskennt. Das kann die
Bürgermeisterin, der Feuerwehr-Chef, die Kita-Leiterin, der Vereinsvorsitzende oder die
Person sein, die den Seniorennachmittag organisiert. Das macht Beteiligungsprozesse im
ländlichen Raum spannend und individuell. 
Im Jahr 2020 ist so eine Schlüsselperson an die Planungskoordination für die Integrierte
Sozialplanung herangetreten, um gemeinsam ein Veranstaltungskonzept zu entwickeln und
die Dorfgemeinschaften zur aktiven Mitgestaltung ihrer Zukunft zu motivieren. Das Format
„Ideenschmiede“ hatte zum Ziel, eine breite Beteiligung im Ort zur weiteren Entwicklung
sozialer und Bildungsinfrastruktur zu organisieren. Die Beteiligten sollten Selbstwirksamkeit
erfahren und Verantwortung für die Gestaltung ihres Dorfes übernehmen, was das
Gemeinschaftsgefühl stärkt.
Die Einstimmung auf das „Ideenschmieden-Wochenende“ im September 2020 erfolgte am
Freitagabend bei Bratwurst und Bier. Da am Samstag in Kleingruppen gearbeitet werden
sollte, die von Co-Moderator*innen aus dem Ort begleitet wurden, brauchte es zudem ein
Briefing. In Vorgesprächen mit dem Co-Moderationsteam kristallisierten sich fünf Themen
heraus, die in zwei Durchgängen in Kleingruppen am Samstag besprochen wurden,
nachdem (externe) Expert*innen jeweils einen kurzen thematischen Input gegeben hatten.
Der Sonntag war der Auswertung vorbehalten. Öffentlichkeitswirksam wurden im Beisein
des Landrats und weiterer Gäste die Ergebnisse präsentiert und die nächsten Schritte zur
Umsetzung von Maßnahmen festgelegt.
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Landkreis Sömmerda: Ideenschmiede im ländlichen Raum
Christiane Maurer (Leiterin Stabsstelle Integrierte Sozialplanung)

Ableitungen für die Planung
Als Fazit kann festgehalten werden, dass dieses intensive Veranstaltungsformat viele
Ressourcen benötigt. Für eine Verstetigung bedarf es regelmäßiger Veranstaltungen dieser Art.
Im konkreten Fall haben sich aus der Auftaktveranstaltung einige Initiativen gebildet. Diese sind
bis heute aktiv und werden von einer hauptamtlichen Koordinierungsstelle begleitet und
regelmäßig motiviert. Diese 10-Stunden-Stelle wurde über eine Modellprojektförderung
geschaffen. Das Format der Ideenschmiede wird weiterentwickelt zu dauerhaften
Ankerstrukturen, an denen sich Dorfentwicklungsprozesse anknüpfen können.
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Empfehlenswert ist die Anbindung an die politische Ebene, das heißt die
(Ortsteil-)Bürgermeister*innen. Sie für diese Form der Beteiligung zu gewinnen und bei der
Durchführung von dieser Art von Veranstaltungen zu unterstützen, ist elementar.
Andere Überlegungen führen mit Blick auf die Ressourcen vor Ort beispielsweise in Richtung
Seniorenwohnanlage oder Kita (Thüringer-Eltern-Kind-Zentrum). 
Da es in der Regel keine etablierten Strukturen dieser Art im Landkreis Sömmerda gibt, müssen
sie erst entwickelt werden, bevor sie als Ankereinrichtungen dienen können. 
Das macht das Anliegen noch komplexer. In der neuen Integrierten Sozialstrategie für den
Landkreis Sömmerda trägt das Handlungsfeld daher den Titel „Integrierte Dorfentwicklung“.
Beteiligungsprozesse werden somit planerisch verankert.

28IKPE | Institut für kommunale Planung und Entwicklung e.V.

Landkreis Altenburger Land: 
"LegLos!: Initiative zur Verbesserung des Arbeitsmarktzugangs für Geflüchtete" 
Aytac Ismailova (Sprach- und Kulturmittlerin bei der Caritas)
Andreas Strahlendorf (Integrationsmanager)

Das Projekt "LegLos!"entstand aus einer Initiative von Menschen mit Migrationsgeschichte.
Federführend in diesem Projekt sind Aytac Ismailova, unterstützt durch die Caritas
Ostthüringen e.V., sowie die Geschäftsführerin der AWA e.V. (Aus- und
Weiterbildungsverbund Altenburg), Frau Kasel. Das Projekt zielt darauf ab, die neu
Zugezogenen effektiv dabei zu unterstützen, schnell auf dem Arbeitsmarkt Fuß zu fassen.
Insbesondere der Kontakt zu den Geflüchteten wird ehrenamtlich von Menschen mit
Einwanderungsgeschichte getragen. 
Ziel des Projektes ist es, den Zugang zum Arbeitsmarkt für erwerbsfähige Geflüchtete im
Altenburger Land zu verbessern. Durch gezielte Maßnahmen soll die Integration in den
Arbeitsmarkt erleichtert und die Beschäftigungsfähigkeit der Geflüchteten erhöht werden. Im
Rahmen des Projektes werden gezielt lokale Unternehmen angesprochen, die bereit sind,
Geflüchtete zu beschäftigen.
Die Ansprache der Zielgruppe erfolgt über verschiedene Methoden: 

Matching-Initiative: Unternehmen und Geflüchtete werden gezielt zusammengebracht.
Checklisten: Diese helfen Migrant*innen und Unternehmen, sich auf den
Bewerbungsprozess vorzubereiten und die Anforderungen zu verstehen.
Online-Fragebögen: Diese werden von den Teilnehmenden ausgefüllt und können einfach
ausgewertet werden.
Persönlicher Kontakt: Die Bearbeitung der Checklisten erfolgt durch persönlichen
Kontakt und gezielte Einladungen.
Orientierungsphase: Eine 14-tägige Orientierungsphase soll den Teilnehmern den
Einstieg erleichtern.
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Einbindung der lokalen Wirtschaft durch die AWA e.V.
Die AWA spielt eine zentrale Rolle bei der Einbindung der lokalen Wirtschaft. Durch ihre
Netzwerke und Kontakte zu Unternehmen in der Region kann die AWA gezielt Betriebe
ansprechen und für die Teilnahme am Projekt gewinnen. Dies ermöglicht es, passende
Arbeitsplätze für Geflüchtete zu identifizieren und Unternehmen bei der Integration neuer
Mitarbeiter*innen zu unterstützen. Die AWA fungiert dabei als Brücke zwischen den
Geflüchteten und den Unternehmen, was die Chancen auf eine erfolgreiche und nachhaltige
Beschäftigung erhöht. Einen maßgeblichen Anteil am Erfolg haben die ehrenamtlichen
Helfer*innen mit Einwanderungsgeschichte. Ihre Aufgaben umfassen:

Mentoring und Beratung: Unterstützung beim Ausfüllen der Online-Fragebögen
Sprachliche Unterstützung: Hilfe bei der Überwindung von Sprachbarrieren
Netzwerkbildung: Herstellung wertvoller Kontakte in die informellen ethnischen
Netzwerke
Individuelle Betreuung: Persönliche Betreuung und Unterstützung, um das Vertrauen und
die Motivation der Teilnehmer zu stärken. Diese ehrenamtliche Unterstützung ist
entscheidend, um die Geflüchteten fachlich und emotional zu unterstützen und ihnen das
Gefühl zu geben, willkommen zu sein. Sie trägt wesentlich zur Glaubhaftigkeit und zum
Erfolg der Initiative bei. Als Erfolg ist insbesondere das positive Feedback von
Unternehmen und Geflüchteten hervorzuheben. Erfolgsbeispiele motivieren weitere
Teilnehmer*innen und dynamisieren den Prozess. Eine Herausforderung bleibt die
Koordination zwischen den so unterschiedlichen Partner*innen und die Suche nach einer
Sicherstellung einer kontinuierlichen Finanzierung, um die Arbeit der Initiative zu
verstetigen. 

Ableitungen für die Planung
Das Projekt "LegLos!" ist ein Beispiel für Beteiligung in der Maßnahmenumsetzung. In
diesem Fall wurden Maßnahmen unter Beteiligung von Adressat*innen, Freiwilligen und
gesellschaftlichen Akteur*innen entwickelt und umgesetzt. Die Initiative wuchs aus dem
Ehrenamt. Ehrenamtliche Unterstützung spielte im Altenburger Land somit eine
Schlüsselrolle, da engagierte Helfer*innen oft den Zugang zu wichtigen Ressourcen und
Netzwerken erleichtern. Die Peer-to-Peer Umsetzung ermöglichte eine bessere Ansprache der
Menschen und klare Ausrichtung auf die Kompetenzen der Zielgruppe, welche anschließend
mit den Bedarfen der Unternehmen abgeglichen wurden. Dieser Ansatz zur Ansprache
geflüchteter Menschen verdeutlicht, dass effektive Integration auf aktiver Beteiligung und
Zusammenarbeit beruht. Die Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Organisationen und
lokalen Unternehmen kann ebenfalls von großer Bedeutung sein. Erfolgreiche
Integrationsprojekte basieren auf Vertrauen, Kooperation und individueller Ausrichtung, um
Teilhabe zu fördern.
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Mit dem Gesetz zur Stärkung der Mitwirkungs- und Beteiligungsrechte von Senior*innen war
im Landkreis Nordhausen der Startschuss gegeben, nachhaltige Strukturen der Beteiligung
von Senior*innen aufzubauen. Der Landkreis entschied sich, dem ehrenamtlichen
Seniorenbeauftragten des Landkreises eine stellvertretende Seniorenbeauftragte an die Seite
zu stellen, die hauptamtlich im Pflegestützpunkt tätig und intensiv mit dem Thema befasst ist. 
Inzwischen arbeiten Seniorenbeiräte in drei Gemeinden, in einer weiteren Gemeinde ist eine
Seniorenvertreterin aktiv. Ein- bis zweimal jährlich lädt der Seniorenbeauftragte mit
Unterstützung seiner Stellvertreterin die Seniorenbeiräte zu einer gemeinsamen Beratung ein.
Die Veranstaltung wird immer gut angenommen. Neben Informationen und Diskussionen zu
aktuellen Themen bietet die Veranstaltung einen ausreichenden Rahmen, die Bedarfslagen
von Senior*innen zu beschreiben. 
Dieser sehr offene Austausch war deshalb ein sehr wertvoller Impulsgeber für die Integrierte
Sozialplanung bei der Erarbeitung der Armutspräventionsstrategie oder des Integrierten
fachspezifischen Planes, welcher das Thema Senior*innen explizit aufgreift und
bedarfsgerechte Angebote plant. 
Neben der Förderung der Arbeit der Seniorenbeiräte wurden durch die
Mikroprojektförderungen, insbesondere in den Handlungsfeldern „Verbesserung des
Wohnumfeldes“ und „Dialog der Generationen“, die Beteiligung von Senior*innen
unterstützt und Möglichkeiten geschaffen, die Ideen von ehrenamtlich Engagierten auch
zeitnah umzusetzen. Im aktuellen Planungsdokument wurde die Erweiterung der
Wohnraumberatung durch Unterlegung mit einem Stellenanteil aufgenommen. Die
Querverbindungen zur Integrierten Sozialplanung sind vielfältig: Kenntnisse zu Bedarfslagen
und deren Berücksichtigung bei der Maßnahmenplanung, Gewinnung von Informationen zur
konkreten Situation in verschiedenen Regionen des Landkreises, Kontakte zu regionalen
Ansprechpartner*innen und im Umkehrschluss auch eine Antragsberatung als
Unterstützungsangebot für die Planung und Umsetzung von Projekten sowie die Mitwirkung
in der Steuerungsgruppe „Integrierte Sozialplanung“.

Neben den Beteiligungsformaten, die einmalig oder regelmäßig mit wechselnden
Teilnehmer*innen stattfinden, erfolgt die Beteiligung von Adressat*innen auch über Netzwerke
oder Beiräte. Im Folgenden werden zwei Beispiele vorgestellt.

Landkreis Nordhausen: Beteiligungsstrukturen für Senior*innen im Landkreis 
Ina Schmücking (Planungskoordinatorin)
Susanna Riemann-Störr (stellvertretende Seniorenbeauftragte)
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Landkreis Wartburgkreis: Netzwerke für Integration 
Ashkan Nekoueian (Integrationsmanagement Dezernat III - Stabsstelle Sozialplanung)
Kevin Rodeck (Integrationsmanagement Dezernat III - Stabsstelle Sozialplanung)
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Ableitungen für die Planung
Hier zeigt sich, wie die im Thüringer Gesetz zur Stärkung der Mitwirkungs- und
Beteiligungsrechte von Senioren (ThürSenMitwBetG) verankerten Seniorenbeiräte als wertvolle
Unterstützung sowie als Ressource für die Planung genutzt werden können. Der
Seniorenbeauftragte und die Seniorenbeiräte der Gemeinden haben mit der stellvertretenden
Seniorenbeauftragten eine feste Ansprechpartnerin in der Landkreisverwaltung, die eng mit der
Sozialplanung zusammenarbeitet und regelmäßig Informationen austauscht. Gleichzeitig
gewährleisten diese Strukturen, den Seniorenbeauftragten und die Seniorenbeiräte als
Multiplikator*innen für Angebote oder geplante Vorhaben zu nutzen. Für die Motivation des
Landkreises im Jahr 2021 am Konzeptauswahlverfahren für das Förderprogramm „AGATHE –
Älter werden in der Gemeinschaft“ teilzunehmen, war letztlich die Senior*innen-
Beteiligungsstruktur des Landkreises ein wichtiger Impulsgeber. Im Zuge der Umsetzung und
Weiterentwicklung dieses Programms ist der regelmäßige Kontakt zu den Seniorenbeauftragten
und -beiräten unverzichtbar.

Die Zahl Geflüchteter und Zugewanderter in Thüringen und im Wartburgkreis ist in den
letzten Jahren kontinuierlich gestiegen. Aus diesem Grund wurden durch das
Integrationsmanagement verschiedene Netzwerke zur Integration ins Leben gerufen, u.a.
das kreisweite Netzwerk Integration Wartburgkreis mit über 80 Beteiligten. 
Ziel der Netzwerke ist es eine positive Willkommenskultur für Menschen mit
Migrationshintergrund zu entwickeln, die Akteure im Themenfeld besser zu vernetzen und
gemeinsam eine Strategie für den Landkreis zu entwickeln. Die Vernetzung der
verschiedenen Akteure, sei es aus der Wirtschaft, dem Bildungsbereich oder der sozialen
Infrastruktur, fördert nicht nur die Effizienz, sondern auch die Lebensqualität aller
Bürger*innen. 
Das Integrationsmanagement bringt sich aktiv in verschiedene, bereits existierende
Netzwerke ein und koordiniert die neu gegründeten Netzwerke. Hervorzuheben sind hier
neugegründete Netzwerke zwischen den Kommunen und Großstädten auf Bundesebene,
innerhalb des Landkreises sowie Austauschtreffen mit den Nachbarlandkreisen in Hessen
und Thüringen. Verwaltungsintern organisiert das Integrationsmanagement auch seit diesem
Jahr ein Austauschtreffen der für Integration/Migration zuständigen Stellen des
Landratsamtes zur Abstimmung und Information, um mit einem gemeinsamen „Fahrplan“
nach außen zu wirken.
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Ableitungen für die Planung
Insbesondere für die integrierte Sozialplanung sind lokale und regionale Netzwerke
unerlässliche Arbeitsstrukturen. Sie ermöglichen, mit anderen Akteuren an der Lösung sozial-
und bildungspolitischer Aufgaben zusammenzuwirken, Informationen fachübergreifend
auszutauschen oder konkrete Kooperationsvorhaben zu entwickeln. Das Beteiligungsformat im
Wartburgkreis zur Integration geflüchteter und zugewanderter Menschen zeigt, wie wichtig die
Einbindung verschiedener Akteur*innen insbesondere auch der kreisangehörigen Kommunen ist.
Die interdisziplinäre Transfer-Rolle der Kommunen ist für den Erfolg entscheidend, da
Bürgermeister*innen und Verwaltungsmitarbeitende dafür sorgen, dass lokale Anliegen Gehör
finden und eine gemeinsame Integrationsvision entwickelt wird. Ein offener Dialog zwischen
dem Landratsamt und den Kommunen trägt wesentlich zur Akzeptanz und zum Erfolg der
Integrationsmaßnahmen bei.

Um die fachliche Zusammenarbeit zwischen dem Landratsamt und den Kommunen zu
stärken, hat das Integrationsmanagement mit den Städten und Gemeinden des Landkreises
das Kommunale Netzwerk Integration ebenfalls in 2024 gegründet. Das Netzwerk zielt
darauf ab, einen engeren Austausch mit den Kommunen über Bedarfe und Problemlagen zu
etablieren. So können die Kommunen und der Landkreis gemeinsam an den
Herausforderungen arbeiten und die Möglichkeiten und Potenziale nutzen. Das Netzwerk
tagt nach Möglichkeit auf Arbeitsebene. Nicht jede Kommune hat aber eine*n
Integrationsbeauftragte*n; dann nehmen auch Bürgermeister*innen oder
Verwaltungsmitarbeitende der Kommunen am Netzwerktreffen teil. Das Hauptziel ist die
Schaffung eines starken Netzwerks, das die verschiedenen Bereiche des kommunalen Lebens
miteinander verbindet. Spezifische Ziele sind: Stärkung der kommunalen Zusammenarbeit,
Förderung der regionalen Entwicklung im Bereich Integration/Migration. Die Einbindung der
Bürger*innen in den Integrationsprozess ist entscheidend. Durch regelmäßigen Austausch
sollen die Bedürfnisse und Wünsche der Kommunen in die Planung des Kreises einfließen.
Bürgermeister*innen oder die Vertretungen können eine zentrale Rolle für den
Integrationsprozess der Menschen mit Migrationshintergrund in die Kommunen spielen.
Durch ihre Position haben sie die Möglichkeit, verschiedene Interessengruppen direkt vor Ort
zusammenzubringen und eine gemeinsame Vision für den Kreis zu entwickeln, aber auch sich
über die Sorgen, Möglichkeiten und Herausforderungen mit und für Menschen mit
Migrationshintergrund im ländlichen Raum auszutauschen. Das Landratsamt Wartburgkreis
hat durch gezielte Unterstützung und den Austausch dafür gesorgt, dass alle Beteiligten in
den Prozess eingebunden werden und sich beteiligt fühlen. Dies gelingt durch die Schaffung
eines offenen Dialogs zwischen Landratsamt und Kommunen, aber auch durch die Förderung
einer positiven Zusammenarbeit zwischen dem Landratsamt und den Kommunen.
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Es gibt eine Vielzahl an Beteiligungsformaten und –methoden und es würde den Umfang dieser
Handreichung sprengen auf alle einzugehen. Deswegen wurden im Rahmen der Handreichung
einige ausgewählte Anwendungsbeispiele von den Sozialplaner*innen der Thüringer Kommunen
vorgestellt. Anhand der Beispiele wird deutlich, dass es nicht das eine Beteiligungsformat gibt,
welches sich für jede Planung und Zielgruppe eignet. Beteiligung kann in unterschiedlicher
Intensität, Form und Dauer auf konventionelle Art sowie auf eine spielerische, kreative Weise
erfolgen. Die Vielzahl an Beteiligungsformaten gilt es als Potenzial zu begreifen, um im Rahmen
eines intensiven Austauschs mit den Bürger*innen zukunftsweisende Projekte zu erarbeiten. Im
Hinblick darauf gilt es die Teilnehmenden im Voraus über die Rahmenbedingungen der Methode
und die damit einhergehenden (Verhaltens-)Regeln in Kenntnis zu setzen. 
Gute Beteiligung bedarf einer guten Vorbereitung, klarer Zielformulierungen und muss dennoch
flexibel, offen für Korrekturen und Ergänzungen der Beteiligten sein. Es ist entscheidend, die
Adressat*innen aktiv in den Entscheidungsprozess einzubeziehen, um echte Partizipation zu
fördern und Selbstwirksamkeit zu ermöglichen. So kann nicht nur ein Perspektivwechsel, sowohl
auf Seiten der Verwaltung (Was sind die Bedarfe?) als auch auf Seiten der Adressat*innen (Was
ist möglich?), sondern partizipative Entscheidungsfindung gelingen. 
Als zentrale Erfolgsfaktoren für Beteiligung spielen zudem frühzeitige Ankündigungen und
Informationsvermittlung, Transparenz und Kommunikation (vgl. Kommunen im Dialog II:
Bürgerbeteiligung in Kommunen – Wahrnehmung, Organisation und Umsetzung in der Praxis)
sowie die integrative, wertschätzende Haltung bei der Durchführung eine wesentliche Rolle.
Beteiligung setzt Geduld, Offenheit und Lernbereitschaft auf beiden Seiten sowie einen
respektvollen und unterstützenden Umgang voraus. Fehler können passieren, wichtig ist, daraus
zu lernen und sich miteinander auszutauschen. Dann kann Adressatenbeteiligung ihre Stärke
ausspielen, fachliche Daten und Erkenntnisse mit der Lebensweltperspektive zu ergänzen und
Planungsprozesse transparenter und bedarfsgerechter zu machen. 
Letztlich ist auch eine angemessene Ausstattung an Ressourcen für einen erfolgreichen
Beteiligungsprozess von Belang. Dazu gehört neben den zur Verfügung stehenden finanziellen
Mitteln vor allem Zeit. Es bedarf ausreichend Zeit für die Auseinandersetzung mit dem
Beteiligungsgegenstand, den Diskurs darüber und die anschließende Auseinandersetzung mit
den Ergebnissen. Eine methodisch erfahrene, kompetente, externe Prozessbegleitung kann
dabei sehr hilfreich sein. Das IKPE steht Ihnen im Hinblick darauf mit seinen umfangreichen
Erfahrungen zur Verfügung. Wir unterstützen Sie in der Planung, Organisation und Moderation
ihres Beteiligungsverfahrens. Als interdisziplinäres Team entwickeln wir gemeinsam mit Ihnen
vor Ort Lösungen aus verschiedenen Perspektiven. Lassen Sie uns gemeinsam neue Wege
beschreiten. Ihre Ideen und Mut sind der Schlüssel zum Erfolg. 
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Ein Blick auf zukünftige
Beteiligungsprojekte
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Sie wollen mehr zum Thema Beteiligung erfahren? 
Dann lesen Sie gerne unsere Handreichungen:

Hilse-Carstensen, Theresa; Rieth, Simone (2022): Beteiligungsorientierte Fortschreibung
eines fachspezifischen Plans. Eine Arbeitshilfe für das Landesprogramm "Solidarisches
Zusammenleben der Generationen. Hg. v. IKPE Institut für kommunale Planung und
Entwicklung e.V. Erfurt. Online verfügbar unter https://www.lsz-
thueringen.de/fileadmin/user_upload/Beteiligungsorientierte_Fortschreibung.pdf.
Huber, Stefan, Döbel, Inga; Panhans, Stephan; Hensel, Maik; Weide, Vanessa (2022):
Zukunftswerkstatt »Beteiligung in der integrieten Sozialplanung«. Werkstattgespräch mit
Thüringer Akteur*innen in der Sozialplanung. Hg. v. IKPE Institut für kommunale Planung
und Entwicklung e.V. und LIGA der Freien Wohlfahrtspflege in Thüringen e.V. Erfurt. Online
verfügbar unter https://www.ikpe-erfurt.de/wp-content/uploads/2022/07/IKPE-A4-
Broschuere-Zukunftswerkstatt-web-2.pdf. 
Thüringer Beteiligungswerkswerkstatt im Planungskreislauf der integrierten Sozialplanung.
(Poster) Online verfügbar unter: https://www.ikpe-erfurt.de/wp-
content/uploads/2021/07/Plakat_A3.pdf.

Gerne wollen wir an dieser Stelle noch auf den zweiten Teil der Handreichung „Kommunen im
Dialog II: Bürgerbeteiligung in Kommunen - Wahrnehmung, Organisation und Umsetzung in der
Praxis“ aufmerksam machen. In diesem Teil richtet sich der Blick über Thüringen hinaus und es
wird deutschlandweit der Frage nachgegangen: Wie wird Partizipation in Kommunen und
Gebietskörperschaften in Deutschland ermöglicht? Die Broschüre können sie auf der Webseite
des IKPE herunterladen. 
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